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Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Seit 1991 wird in der Stadt Köthen die städtebauliche Sanierung nach dem Baugesetzbuch im 
Sanierungsgebiet „Innenstadt-Köthen“ erfolgreich durchgeführt.
Innerhalb dieser Zeit konnte eine Vielzahl von Straßen, Plätzen und Grünflächen grundhaft 
ausgebaut werden,  in nicht unerheblichem Umfang wurde auch die Modernisierung privater 
Gebäude  im Rahmen der verschiedenen Städtebauförderprogramme mit Fördermitteln 
unterstützt.

Die Köthener Innenstadt hat sich zu einem intakten Zentrum mit attraktiven 
Wohnungsangeboten entwickelt. 
Das Stadtzentrum zeugt davon, dass die erforderlichen Arbeiten zum Großteil realisiert 
werden konnten. Bis zum Ende der Sanierung wird jedoch noch einige Zeit verstreichen.

Für das  förmlich festgelegte Sanierungsgebiet, in welchem die Sanierung im umfassenden 
Verfahren durchgeführt wird, sind im Baugesetzbuch entsprechende Regelungen enthalten. 
Hieraus folgend wurde in den Grundbüchern ein Sanierungsvermerk eingetragen, die den 
Eigentümer darüber informieren, dass sein Grundstück im Sanierungsgebiet gelegen ist. 
Dieser Sanierungsvermerk ist grundlegende Information dafür, dass das Eigentum unter 
anderem auch der gesonderten Genehmigungspflicht, z. B. bei Kaufverträgen, 
Baumaßnahmen oder Belastungen des Grundstückes unterliegt.

Die Eigentümer haben die Möglichkeit, z. B. Förderungen oder steuerliche Sonderregelungen 
in Anspruch zu nehmen. 

Erschließungs- und Straßenausbaubeiträge dürfen in diesem Gebiet nicht erhoben werden. 
Alternativ hat der Gesetzgeber im § 154 BauGB festgelegt, dass sogenannte 
Ausgleichsbeträge erhoben werden müssen. Diese Ausgleichsbeträge bemessen sich pro m² 
Grundstücksfläche aus der Differenz des Anfangswert (Unterstellung Sanierung hat nicht 
stattgefunden) und dem Endwert (alle Bodenwert steigernden Maßnahmen  fließen hier ein).
Dieser Anfangs- und Endwert wurde durch den Gutachterausschuss des Landesamtes für 
Vermessung und Geoinformation für die unterschiedlichen Bodenrichtwertzonen ermittelt. 
Die Werte werden jährlich fortgeschrieben.
Der Ausgleichsbetrag ist nach Abschluss der Sanierung mit Bescheid fällig. Die nach 
Abschluss der Sanierung eingenommenen Ausgleichsbeträge muss die Stadt an Bund/Land 
abführen.

Der Gesetzgeber hat aber auch die Möglichkeit der vorzeitigen Ablösung des 
Ausgleichbetrages geregelt. 
Hier kann auf freiwilliger Basis eine Ablösevereinbarung geschlossen werden. Dies hat den 
Vorteil, dass flexible Ratenzahlungen ohne Zinsaufschlag möglich sind und je nach 
Zahlungszeitpunkt des Ablösebetrages ein Nachlass auf den Ablösebetrag gewährt werden 
kann. Die Höhe des Nachlasses wird durch den Stadtrat festgelegt. 
Danach werden die Grundstückseigentümer im Sanierungsgebiet  schriftlich über die 
Möglichkeit des Abschlusses der Ablösevereinbarungen einschl. der Höhe der Abschläge 
informiert und gebietsbezogene Eigentümerversammlungen durchgeführt. 



Mit dem Abschluss erster Ablösevereinbarungen ist Anfang 2010 zu rechnen. Die 
Einnahmen, die durch diese Ablösevereinbarungen erzielt werden, sind wieder der 
Innenstadtsanierung zuzuführen. Damit können dann weitere Maßnahmen im 
Sanierungsgebiet finanziert werden. Erfolgt die Erhebung der Ausgleichsbeträge 
am Ende der Sanierung, dürfen die Beträge nicht mehr in das Sanierungsgebiet 
investiert werden, sondern sind an Bund und Land abzuführen. 

Weitere Informationen werden durch den Treuhänder der Stadt  während der 
Ausschusssitzung vorgetragen. 

Dieser Informationsvorlage ist eine Eigentümerinformation  zur Thematik beigefügt, welche 
die Grundstückseigentümer im Sanierungsgebiet bereits erhalten haben.

Anlagen: 
Anl. 1 - Eigentümerinformation 




Eigentumerinformation zur Stadtsanierung ,Innenstadt-Kothen
Vorzeitige Ablésung von Ausgleichsbetragen

Sehr geehrte Biirgerinnen und Biirger im Sanierungsgebiet,

als Eigentimer im Sanierungsgebiet ,Innenstadt- Kéthen“ konnten Sie seit 1991 die Auf-
wertung des Stadtzentrums direkt miterleben. Neben der Sanierung von StrafRen, Platzen
und Grlnanlagen haben auch viele von lhnen ihre Hauser modernisiert und instand ge-
setzt und wurden teilweise mit Férdermitteln unterstitzt. Bis Ende 2008 wurden insge-
samt etwa 35 Millionen Euro aus verschiedenen Stadtebauférderprogrammen und dem
Programm ,Stadtumbau Ost“ im Sanierungsgebiet eingesetzt. Aus der teilweise verfalle-
nen und nicht mehr funktionsgerechten Kéthener Innenstadt, ist wieder ein lebendiges,
intaktes Zentrum und ein attraktiver Wohnstandort geworden. Hierbei kann eingeschatzt
werden, dass die erforderlichen Arbeiten zu etwa zwei Dritteln abgeschlossen sind.

Die Stadt Koéthen hat fir die durchgefiihrten MaRnahmen an den 6ffentlichen Flachen im
Sanierungsgebiet von den Eigentlimern der daran angrenzenden Grundstiicke keine
ErschlieBungs- bzw. StraRenausbaubeitrdge erhoben. Das Baugesetzbuch (§ 154
BauGB) sieht jedoch vor, dass nach Abschluss aller Sanierungsmafnahmen im Sanie-
rungsgebiet sogenannte Ausgleichsbetrdge erhoben werden missen. Hierbei bemisst
sich der Ausgleichsbetrag pro Quadratmeter Grundstiicksflache aus der Differenz zwi-
schen dem Bodenanfangs- und dem Bodenendwert, die beide durch den Gutachteraus-
schuss des Landesamtes fiir Vermessung und Geoinformation fiir die unterschiedlichen
Bodenrichtwertzonen innerhalb des Sanierungsgebietes ermittelt werden. Beim
Anfangswert wird unterstellt, dass eine Sanierung nicht beabsichtigt war und auch nicht
durchgefihrt wurde. In den Endwert hingegen flieBen alle den Bodenwert erhéhenden
Malnahmen der Stadtsanierung mit ein. Beide Werte werden jahrlich in der Bodenricht-
wertkarte fortgeschrieben und sind damit inflationsbereinigt.

Der von Ihnen zu zahlende Ausgleichsbetrag bemisst sich nun aus der Lage lhres
Grundstiicks in einer der Bodenrichtwertzonen und dem fiir diese Zone mafgeblichen
Ausgleichsbetrag pro Quadratmeter Grundstiicksflache, der mit der GrundstiicksgroRe
multipliziert wird. Der Ausgleichsbetrag ist jedoch erst nach Abschluss aller Arbeiten im
Sanierunasaebiet zur Zahluna fallia und wird mit einem Kostenbeescheid anaefardert
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Alternativ kbnnen auch Teilbereiche des Sanierungsgebietes als ,abgeschlossen® erklart
werden und fir die Grundsticke in diesen Bereichen Ausgleichsbetrédge per Bescheid
erhoben werden. Eine dritte Moglichkeit sieht vor, dass Sie den Ausgleichsbetrag freiwil-
lig vor der Entstehung seiner Falligkeit zahlen. Dieser Vorgang wird auch die vorzeitige
Ablésung des Ausgleichsbetrages genannt und wird von der Stadt Kéthen favorisiert.
Als Grundstickseigentumer bietet Ihnen dieses Verfahren verschiedene Vorteile:

1. Die vorzeitige Ablésung des Ausgleichsbetrages erfolgt freiwillig und wird auf der
Grundlage einer Ablésevereinbarung zwischen lhnen und der Stadt geregelt.

2. Da der Abschluss der Ablosevereinbarung freiwillig erfolgt, konnen Sie eine flexible
Ratenzahlung ohne Zinsaufschlag vereinbaren und gewinnen damit persénliche fi-
nanzielle Planungssicherheit.

3. Der Ablésebetrag wird je nach Zahlungszeitpunkt um einen Abschlag (Nachlass) re-
duziert. Hierbei gilt der Grundsatz: Je friher Sie sich verpflichten, den vereinbarten
Ablésebetrag vollstandig zu zahlen, umso héher fallt der Abschlag fir Sie aus. In der
nachsten Eigentimerinformation werde ich Sie Uber die Hohe der mdglichen Ab-
schlage informieren.

4. Nach der vollstandigen Zahlung des Abldsebetrages wird vorbehaltlich der erfolgten
Beseitigung von Mangeln und Missstanden auf dem Grundstiick der Sanierungs-
vermerk aus lhrem Grundbuch geléscht. Damit sind Sie von allen sanierungsrecht-
lichen Genehmigungspflichten des Baugesetzbuches (§§ 144, 145 BauGB) befreit.
Sie kénnen dann z. B. |Ihr Grundstiick ohne Einholung einer sanierungsrechtlichen
Genehmigung frei verkaufen; d. h. eine Kaufpreispriifung durch die Stadt Kéthen ent-
fallt. Soweit andere Genehmigungspflichten, z. B. nach Denkmalschutzgesetz bzw.
aufgrund der Gestaltungssatzung bestehen, sind diese jedoch weiterhin zu beachten.

Zur L6éschung des Sanierungsvermerks nach vollstédndiger Zahlung des Abldsebetrages
gilt folgender Sonderfall, der eventuell fir Sie von Interesse ist: Wenn Sie einerseits alle
Vorteile des friihzeitigen Abschlusses von Ablésevereinbarungen nutzen méchten, ande-
rerseits aber den Sanierungsvermerk noch im Grundbuch behalten méchten, um z. B.
Fordermittel bzw. steuerliche Abschreibungen (§ 7h EStG) in Anspruch zu nehmen, kann
dies in der Ablésevereinbarung so vereinbart werden. Die L6schung des Sanierungsver-
merks im Grundbuch erfolgt dann spater aufgrund lhrer schriftlichen Mitteilung bzw. nach
Abschluss der Sanierungsmallnahme. Dies setzt natiirlich voraus, dass der vereinbarte
Abldsebetrag bereits vollstédndig gezahlt wurde.

Diese sehr umfangreichen Informationen haben vielleicht nicht nur lhre Fragen zum Fort-
gang der Stadtsanierung beantwortet, sondern eventuell auch neue Fragen aufgeworfen.
Vielleicht mdchten Sie sich auch einfach nur einmal erkundigen um zu sehen, ob Sie al-
les richtig verstanden haben. Diese Thematik wird auch Bestandteil einer Stadtratssit-
zung im Herbst dieses Jahres sein, deren Termin vorher rechtzeitig 6ffentlich bekannt
gemacht wird. Danach werden fir die einzelnen Quartiere Eigentimerversammliungen
durchgefuhrt. Im Anschluss hieran haben Sie vielleicht weitere Fragen, die z. B. konkret
Ihr Grundstiick und lhre Ablésevereinbarung betreffen. Zur deren Beantwortung stehen
Ihnen dann meine Mitarbeiter und der Sanierungstrager fir persénliche Gesprache
gern zur Verfugung.

Kurt-Jiirgen Zander
Oberbiirgermeister
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